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Das österreichische Bundesministerium der Finanzen hat das „Steuerbuch 2024“ zur Verfügung gestellt. Beim „Steuerbuch“ han-

delt es sich um ein Buch mit Tipps zur Arbeitnehmerveranlagung 2023 für Lohnsteuerzahlerinnen und Lohnsteuerzahler. Neben

diesen relevanten Informationen enthält die Ausgabe 2024 auch Informationen über aktuelle Steuerabzugsbeträge. Die positi-

ven Entwicklungen durch die Abschaffung der kalten Progression finden Eingang in das „Steuerbuch“. Es handelt sich zweifels-

ohne um ein informatives Nachschlagewerk, in dem die wesentlichen steuerlichen Änderungen übersichtlich dargestellt wer-

den. Ziel der Verwaltung ist, dass die Steuerzahler ihre Arbeitnehmerveranlagung effizient und korrekt abwickeln können. Die

Auflagenhöhe liegt bei ca. 100 000 Stück. Zudem steht ein Online-Abruf zur Verfügung. Die Downloadzahl liegt bei ca. 45 000.

Das „Steuerbuch“ ist die erfolgreichste Publikation des Finanzressorts. Das jahresaktuelle Rundum-Informationspaket zur Arbeit-

nehmerveranlagung deckt alle Zielgruppen ab, von Pensionistinnen und Pensionisten, bis hin zu Familien und Menschen mit

Behinderung. Die Experten des öBMF hatten zahlreiche Hinweise und Beispiele zusammengetragen. Das „Steuerbuch“ wird nicht

nur in deutscher, sondern auch in englischer Sprache aufgelegt. Unter https://www.bmf.gv.at/services/publikationen/das-steuer

buch.html steht der Download zur Verfügung. Einen Besuch ist es wert.

Entscheidungen
EuGH-Schlussanträge: Niederlassung einer

inländischen Konzerngesellschaft als feste

Niederlassung einer ausländischen Kon-

zerngesellschaft – Begründung einer festen

Niederlassung mittels eines Dienstleis-

tungsvertrages (Rumänisches Vorabent-

scheidungsersuchen)

1. Da dieselbe Ausstattung nicht gleichzeitig für

die Erbringung und für den Empfang derselben

Dienstleistungenverwendetwerden kann,würde

selbst bei Annahme einer festen Niederlassung

hier kein steuerbarer Umsatz nach Art. 2 Abs. 1

Buchst. c der Richtlinie 2006/112/EG über das ge-

meinsameMehrwertsteuersystemvorliegen.

2. Eine eigenständige Konzerngesellschaft (in ei-

nem anderen Mitgliedstaat) ist nicht allein auf-

grund ihrer gesellschaftsrechtlichen Verflechtung

die festeNiederlassung imSinnevonArt. 44Satz 2

der Richtlinie 2006/112 einer anderen Kon-

zerngesellschaft.AucheinkomplexerVertragüber

die Erbringung vonDienstleistungen kann grund-

sätzlich nicht dazu führen, dass der Dienstleis-

tungserbringer einen steuerbarenUmsatz an eine

dadurch entstehende feste Niederlassung des

Dienstleistungsempfängers erbringt. Der Leis-

tungsort dieser Dienstleistungen ist dabei ebenso

unabhängig von der Art der Ausgangsumsätze

(Lieferung oder Dienstleistung) des Leistungs-

empfängers wie von dem Ort des „Verbrauchs“

der konkretenVerarbeitungsdienstleistungen.

3. Eine feste Niederlassung im Sinne von Art. 44

Satz 2 der Richtlinie 2006/112 liegt erst vor, wenn

diese das in einem anderen Mitgliedstaat belege-

ne Stammhaus ersetzt. Mithin kann ein Vertrag

mit einemDienstleistungserbringer nur danneine

feste Niederlassung begründen, wenn er sich

nicht allein auf die Erbringung von Dienstleistun-

gen an Gegenständen des Leistungsempfängers

bezieht. Vielmehrmuss er auf dieÜberlassungdes

notwendigen Personals und/oder auf die Überlas-

sung der nötigen Sachmittel gerichtet sein, damit

der Leistungsempfänger ähnliche Dienstleistun-

gen oder Lieferungen vorOrt (d. h. amOrt der fes-

ten Niederlassung) wie von einem Stammhaus

auserbringenkann.

GAin Kokott, Schlussanträge vom 1.2.2024 –

C-533/22

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-341-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH:EuGH-VorlagezurBesteuerungvonUm-

sätzen,dieübereinenAppstoreausgeführt

werden (Rechtslagebis zum31.12.2014)

Dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH)

werden folgende Fragen zur Vorabentscheidung

vorgelegt:

1. Ist unter Umständen wie denen des Aus-

gangsverfahrens, in denen eine deutsche Steuer-

pflichtige (Entwicklerin) vor dem 01.01.2015

eine Dienstleistung auf elektronischem Weg an

im Gemeinschaftsgebiet ansässige Nichtsteuer-

pflichtige (Endkunden) über einen Appstore ei-

ner irischen Steuerpflichtigen erbracht hat,

Art. 28 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates

vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehr-

wertsteuersystem (MwStSystRL) anzuwenden

mit der Folge, dass die irische Steuerpflichtige so

behandelt wird, als ob sie diese Dienstleistungen

von der Entwicklerin erhalten und an die Endkun-

den erbracht hätte, weil der Appstore erst in den

– den Endkunden erteilten – Bestellbestätigun-

gen die Entwicklerin als Leistende genannt und

deutsche Umsatzsteuer ausgewiesen hat?

2. Bei Bejahung der Frage 1: Liegt der Ort der ge-

mäß Art. 28 MwStSystRL fingierten, von der Ent-

wicklerin an den Appstore erbrachten Dienstleis-

tung gemäß Art. 44 MwStSystRL in Irland oder

gemäß Art. 45 MwStSystRL in der Bundesrepu-

blik Deutschland (Deutschland)?

3. Falls nach der Antwort auf die Fragen 1 und 2

die Entwicklerin keine Dienstleistungen in

Deutschland erbracht hat: Besteht eine Steuer-

schuld der Entwicklerin für deutsche Umsatz-

steuer gemäß Art. 203 MwStSystRL, weil der

Appstore sie vereinbarungsgemäß in seinen per

E-Mail an die Endkunden übermittelten Bestell-

bestätigungen als Leistende genannt und deut-

sche Umsatzsteuer ausgewiesen hat, obwohl die

Endkunden nicht zum Vorsteuerabzug berech-

tigt sind?

BFH, EuGH-Vorlage vom 23.8.2023 – XI R 10/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-341-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Fiktive unbeschränkte Steuerpflicht

bei Bezug einer Sozialversicherungsrente

und Wohnsitz in Norwegen

NV: § 1 Abs. 3 Satz 3 des Einkommensteuerge-

setzes ist nicht einschränkend dahingehend aus-

zulegen, dass nur solche inländischen Einkünfte

als nicht der deutschen Einkommensteuer unter-

liegende Einkünfte gelten, bei denen das deut-

sche Besteuerungsrecht nach konkreter Berech-

nung im Einzelfall der Höhe nach beschränkt

wurde. Vielmehr bezieht sich die Regelung auf

eine abstrakte Beschränkung des deutschen Be-

steuerungsrechts aufgrund der Regelungen ei-

nes Abkommens zur Vermeidung der Doppelbe-

steuerung; dem steht bei einem Wohnsitz des

Einkünftebeziehers in einem Staat des Europä-

ischen Wirtschaftsraums (hier: Norwegen) ein

Diskriminierungsschutz aus den Grundsätzen

der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 29.04.2004 – soge-

nannte Freizügigkeitsrichtlinie – (Amtsblatt der

Europäischen Gemeinschaften 2004, Nr. L 158,

77) nicht entgegen.

BFH, Urteil vom 11.10.2023 – I R 37/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-341-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Auslegungsfähigkeit eines Einspruchs

NV: Ein von einem fachkundigen Bevollmächtig-

ten eingelegter Einspruch, der die angefochte-

nen Bescheide eindeutig und abschließend be-

zeichnet, ist nicht dahingehend auslegungsfä-

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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